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der SPD und des Zentrums 


betr. ; Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
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und 

über den Antrag der Fraktion des Zentrums 
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Erziehungsanstalten von der Umsatzsteuer 
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Berichterstatter: 
Abgeordneter Neuburger 


Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuer-Ge- 
setzes in der nachstehenden Fassung zu genehmigen. 


Bonn, den 28. Juni 1950 


Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Dr. Höpker-Asdioff Neuburger 
Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Argeianderstraße 81 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernadi, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzsdiestraße 1 



Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folge tu le Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz vom 16. Oktober 1934 (Beichsgesetzblatl I 
Seite 942) in der Fassung, die sich aus den bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erfolgten Änderungen und Ergänzungen ergibt, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 4 werden folgende Zilfern 12a und 12b eingefügt: 

„]2a. die Gewährung von Beherbergung, Beköstigung und den üb- 
lichen Naturalleistungen durch Personen und Anstalten, 
soweit sie überwiegend Personen unter 21 Jahren für Er- 
ziehungs- und Ausbildungszwecke außerhalb des Wohn- 
sitzes der Eltern bei sich aufnehmen; 

12 b. die Leistungen von staatlich genehmigten und beaufsidi- 
tigten privaten Schulen, 

wenn diese wohltätigen oder gemeinnützigen Zwecken die- 
nen oder nach Art einer Stiftung verwaltet werden, oder 

wenn diese als Ersatz für öffentliche Schulen dienen und 
durch ihre Arbeit das öffentliche Schulwesen ergänzen 
und fördern, sofern die Entgelte die für den jeweiligen 
Zweck erforderlichen Selbstkosten nicht übersteigen;” 

2. ln § 7 wird Absatz 4 gestrichen. 

3. In § 7 wird der bisherige Absatz 5 Absatz 4. 



4. § 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Unternehmer hat binnen 10 Tagen nach Ablauf jeden 
Kalendermonats, der Unternehmer, dessen Umsatzsteuer 
für das letzte vorangegangene Kalenderjahr weniger als 
600 Deutsche Mark beträgt, binnen 10 Tagen nach Ablauf 
jeden Kalendervierteljahres eine Voranmeldung abzugeben, 
in der er die Entgelte bezeichnet, die er in dem abge- 
laufenen Zeitraum vereinnahmt hat. Er hat gleichzeitig 
eine Vorauszahlung zu entrichten, die den Entgelten für 
die vorangemeldeten steuerpflichtigen Umsätze entspricht. 
Die Pflicht zur Abgabe einer Voranmeldung und zur Ent- 
richtung der Vorauszahlung entfällt, wenn die Voraus- 
zahlung für das Kalendervierteljahr 5 Deutsche Mark nicht 
übersteigt. *’ 


Artikel II 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1950 in Kraft. 


Artikel III 

1. Der vor dem 1. Oktober 1950 nach dem bis dahin gemäß § 7 
Absatz 4 des Umsatzsteuer-Gesetzes geltende Steuersatz von drei- 
unddreiviertcl vom Hundert ist noch anzuwenden, wenn bei der 
Besteuerung nach den vereinnahmten Entgelten die Vereinnah- 
mung des Entgelts, bei der Besteuerung nach vereinbarten Ent- 
gelten für die bewirkten Umsätze die Lieferung oder sonstige 
Leistung vor dem 1. Oktober 1950 erfolgt ist. Maßgebend ist 
die Besteuerungsart, die für den Unternehmer am 1. September 
1950 galt. 

2. Sind Leistungen ans Verträgen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgeschlossen worden sind, nach Artikel I Ziffer 2 
dieses Gesetzes von der erhöhten Umsatzsteuer befreit, so ist 
der Unternehmer verpflichtet, dem Empfänger der Leistung 
einen Nachlaß vom Entgelt zu gewähren, der der Minderung 
der auf die Leistung entfallenden Umsatzsteuer entspricht. Dieser 
Anspruch bildet keinen Grund zur Vertragsaufhebung. Verein- 
barungen sind nichtig, soweit sie dieser Vorschrift entgegenstehen 



